
zugsgut einzuholen. Dieser Vertreter unterhielt weitere 
Annahmestellen in Sachsen. Er war von dem Ange­
klagten beauftragt, nicht nur genehmigte Transporte in 
Auftrag zu nehmen, sondern auch Transportaufträge 
betreffend Waren und Umzugsgüter einzuholen, zu deren 
Durchführung die behördliche Genehmigung nicht erteüt 
wurde. In der Mehrzahl dieser Fälle handelte es sich 
nach den Feststellungen des Landgerichts um Transporte 
von Umzugsgut aus dem Gebiet Sachsen nach West­
deutschland und Westberlin für Personen, die, ohne 
Zuzugsgenehmigung zu haben, nach Westberlin oder 
nach Westdeutschland übersiedeln wollten. Dabei wurde 
folgendes Verfahren angewandt: Der Vertreter B. 
teilte dem Angeklagten die Namen derartiger Auftrag­
geber mit und der Angeklagte setzte sich dann von Ber­
lin aus mit den Kunden schriftlich in Verbindung. 
Dabei wurden den Kunden die Wege gewiesen, mit 
denen man die Kontrollbestimmungen umgehen konnte. 
Da für Transporte aus der Deutschen Demokra­
tischen Republik in den demokratischen Sektor 
Berlins die Genehmigung leichter zu beschaffen 
war, forderte der Angeklagte seine Auftraggeber auf, 
ihm Adressen von Bekannten im demokratischen Sek­
tor namhaft zu machen, mit denen er sich dann an 
Verbindung setzte. Auf diese Weise wurde das Trans­
portgut mit einer Deckadresse versehen auf den Weg 
gebracht. Die Auslieferung erfolgte jedoch vereinba­
rungsgemäß nicht an die Deckadresse, sondern das Gut 
wurde von dem Angeklagten zunächst auf Lager ge­
nommen und dann von Weißensee nach Westberlin ge­
bracht. Nach den Feststellungen der Strafkammer hat 
der Angeklagte in einer Vielzahl von Fällen dieses Ver­
fahren angewandt. War den Kunden die Namhaft­
machung von Deckadressen nicht möglich, so hat ihnen 
der Anklage selbst Deckanschriften mitgeteilt und 
dabei die Adressen seiner Betriebsangehörigen benutzt. 
Auf diese Weise wurde Umzugsgut, in einem Falle 
darunter eine Nähmaschine und zwei Pianos, nach 
Westberlin und von dort nach Westdeutschland ge­
bracht. Jedoch nicht nur Umzugsgut und Hausrat 
wurden in dieser Weise aus dem Gebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik nach West­
deutschland bzw. nach Westberlin transportiert, 
sondern auch Waren. Von einem Auftraggeber in 
Sachsen wurden nach Rücksprache mit dem Ange­
klagten zwei Strickmaschinen im Werte von 3600,— DM 
für den Transport nach Westdeutschland in drei Kisten 
verpackt an eine Deckadresse im demokratischen Sektor 
Berlins geschickt und von dem Angeklagten in Weißen­
see zunächst auf Lager genommen. Diese Kisten waren 
als Umzugsgut deklariert und sollten von Weißensee 
aus nach Westberlin und von dort nach Westdeutschland 
weitergeleitet werden. Von einem Spediteur W. 
aus dem Gebiet der Deutschen Demokratischen Re­
publik wurden ferner laufend Stückgutsendungen 
ohne Verfügungsorder an die Firma des Angeklagten 
in Weißensee abgesandt. Diese Stückgutsendungen, 
die aber für eine Firma Sch. & Co. bestimmt waren, 
wurden dann von dem Angeklagten nach Westberlin 
geschafft.

Auf Grund dieses Sachverhalts hat das Landgericht 
Berlin den Angeklagten durch Urteil vom 9. März 1951 
wegen Verbrechens gegen § 4 der Verordnung des 
Magistrats von Groß-Berlin zum Schutze des inner­
deutschen Handels vom 29. April 1950 in einem 
besonders schweren Falle gemäß Abs. 2 Ziff. 6 
dieser Bestimmung zu einer Zuchthausstrafe von 
5 Jahren verurteilt. Gleichzeitig ist die Einziehung des 
Vermögens angeordnet worden.

Die Revision des Angeklagten führte zur Aufhebung 
des angefochtenen Urteüs.

Den von der Verteidigung in der Revisionsbegrün­
dung dargelegten Gründen konnte der Senat allerdings 
in wesentlichen Punkten nicht beitreten. So beruht 
das Urteil nicht, wie die Revision meint, auf einer 
widerspruchsvollen Tatsachenfeststellung. Wenn das 
angefochtene Urteil den Tatbestand des § 4 der Ver­
ordnung zum Schutze des innerdeutschen Handels des­
halb als vorliegend erachtet, weil der Angeklagte nicht 
nur Umzugsgut nach Westdeutschland tranportiert, 
sondern in einem Falle auch Maschinenteile, so unter­
liegt diese rechtliche Würdigung der Strafkammer 
keinen rechtlichen Bedenken. Sie beruht auch nicht auf 
einem Widerspruch im Sachverhalt, wenn in dem Ur­

teil weiter festgestellt wird, daß die Maschinen zunächst 
im Lager des Angeklagten im demokratischen Sektor 
Berlins verblieben sind. Die Revision übersieht inso­
weit, daß der Tatbestand des § 4 der angegebenen Ver­
ordnung das U n t e r n e h m e n  von Warentransporten 
entgegen den gesetzlichen Bestimmungen unter Strafe 
stellt. Es handelt sich also um ein Unternehmensdelikt, 
dessen gesetzlicher Tatbestand bereits Vorbereitungs­
handlungen für das vollendete Delikt als ausreichend 
bestimmt. Der festgestellte Sachverhalt läßt aber 
keinen Zweifel an der Tatsache, daß der Angeklagte 
es unternommen hat, Transporte von Waren entgegen 
den Bestimmungen der Verordnung zum Schutze des 
innerdeutschen Handels durchzuführen. Dies kommt 
besonders deutlich in der von dem Angeklagten organi­
sierten Methode der Aquisition illegaler Transportauf­
träge, der Beschäftigung eines Agenten in Sachsen mit 
dem speziellen Auftrag, auch ungenehmigte Transport­
aufträge von Waren und Umzugsgut von Sachsen nach 
Westdeutschland oder Westberlin zu werben, der Un­
terhaltung eines im Jahre 1949 errichteten Scheinbüros 
in Westberlin, der illegalen Lagerhaltung in Weißensee 
und des Deckadressenverfahrens deutlich zum Aus­
druck.

Diese von der Strafkammer festgestellten Hand­
lungen sind für sich allein schon ausreichend, den Tat­
bestand des § 4 der Verordnung vom 29. April 1950 zu 
erfüllen und die Verurteilung aus § 4 ist daher ohne 
rechtliche Bedenken, da das Unternehmen bereits in 
dem vorstehend dargestellten Sachverhalt gegeben ist. 
Die Handlungen des Angeklagten beschränken sich aber 
nicht nur auf die Schaffung der Organisation zur 
Durchführung ülegaler Transporte, sondern er hat auch 
tatsächlich solche Transporte entgegen den gesetzlichen 
Bestimmungen durchgeführt, unter diesen auch die bei­
den Strickmaschinen, die von dem Auftraggeber in 
Sachsen zum Zwecke der Verbringung nach West­
deutschland verpackt, durch das Transportunter­
nehmen des Angeklagten in den demokratischen Sektor 
Berlins gebracht und mit dem Ziel der illegalen Weiter­
leitung nach Westdeutschland auf Lager genommen 
wurden. Daß die beiden Strickmaschinen den von dem 
Angeklagten und seinem Auftraggeber festgelegten Be­
stimmungsort noch nicht erreicht hatten, der mit dem 
Unternehmen erstrebte Erfolg somit noch nicht ein­
getreten war, ist für die Verwirklichung des Tatbestan­
des des § 4 der Verordnung zum Schutze des inner­
deutschen Handels ohne Bedeutung. Die von der Revi­
sion bemängelte Feststellung auf Seite 4 des angefoch­
tenen Urteüs ist also keineswegs widerspruchsvoll. In­
soweit ist das angefochtene Urteil also frei von Rechts­
irrtum. Rechtsirrig aber ist die Auffassung der Straf­
kammer, daß Umzugsgut und Hausrat in j e d e m Falle 
als Ware im Sinne des § 4 der angegebenen Bestimmung 
anzusehen sei. Waren im Sinne der Verordnung vom 
29. Aprü 1950 sind solche Güter, die zur Veräußerung 
bestimmt sind, deren Transport also erfolgt, um ihren 
Besitzer zu wechseln, wobei es auf die juristischen 
Formen für den Besitzübergang nicht ankommt. Daraus 
folgt, daß es für die Begriffsbestimmung als Ware nicht 
auf die Art des beförderten Gutes ankommt, sondern 
auf die Zweckbestimmung. Auch Umzugsgut und Haus­
rat können unter den Begriff der Ware fallen, und zwar 
dann, wenn der Transport der Veräußerung, der Ge­
brauchsüberlassung oder der Nutzungseinräumung 
wegen erfolgt. Bei der Bewegung solcher Güter ist es 
daher immer Sache des Tatrichters, die Zweckbestim­
mung der Güterversendung eingehend zu prüfen und 
festzustellen, ob es sich nicht etwa um einen als Umzug 
getarnten Warentransport handelt. Aus der Art der 
Güter, der Stückzahl und ihrer Beschaffenheit wird das 
Gericht bei eingehender Prüfung in den meisten 
Fähen die Zweckbestimmung ohne Schwierigkeit er­
kennen können. Das angefochtene Urteil trägt diesen 
Erwägungen auch Rechnung, indem es ausführt, daß 
unter dem Begriff des Umzugsgutes häufig getarnte 
Warenbewegungen vorgenommen werden und daß 
Möbel und Hausrat vielfach nach Westdeutschland oder 
Westberlin transportiert werden zum Zwecke des Han­
delsverkehrs und nicht, um dem bisherigen Besitzer 
oder Eigentümer am Bestimmungsort ihre Weiter­
benutzung zu ermöglichen. Daß es sich bei dem trans­
portierten Hausrat und Umzugsgut um veräußerungs­
bestimmte Güter handelte, hat die Strafkammer nicht 
festgesteüt.
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